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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über 4 ie Behandlung wiederkehrender Leistungen bei 
der Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen 

- Nr. 445 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des 23. Ausschusses 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Behandlung wieder- 
kehrender Leistungen bei der 
Zwangsvollstreckung in das 
unbewegliche Vermögen. 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Soweit cs sich um wieder- 
kehrende Leistungen handelt, wird 
bei der Berechnung der Fristen des 
§ 10 Absatz 1 Nummer 3 und 4 
des Zwangsversteigerungsgesetzes 
die Zeit vom 1. Januar 1945 bis 
zum 31. Dezember 1948 nicht ein- 
gerechnet. Das gleiche gilt für die 
Berechnung der Frist bei An- 
sprüchen der zweiten Klasse des 
§ 10 Absatz 1 des Zwangsver- 
steigerungsgesetzes. 

(2) Soweit dadurch der Rang 
anderer Rechte verschlechtert wird, 
sind Bestimmungen, die für diesen 
Fall eine vorzeitige Fälligkeit vor- 
seherx, nicht anzuwenden. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung 
vom 1. Januar 1950 in Kraft. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 


unverändert 


unverändert 


unverändert 


unverändert 



